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Musterverfügung (Art. 15. Abs. 1 und Abs. 2 Bst. a BGÖ)

Verfügung des ... [Bezeichnung der verfügenden Behörde] gegen  ….. [Name der gesuchstellenden Person, ev. Name der Rechtsvertreterin oder des Rechtsvertreters]; Verfahren auf Zugang zu amtlichen Dokumenten nach dem Bundesgesetz über das Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung

I. Sachverhalt

1. Die Gesuchstellerin/der Gesuchsteller verlangte beim .... [Bezeichnung der verfügenden Behörde] mit Zugangsgesuch vom …..,  folgende Dokumente einsehen zu können: ... [Bezeichnung der verlangten Dokumente]. 

2. Die verfügende Behörde hat der Gesuchstellerin/dem Gesuchsteller mit Stellungnahme vom ….. mitgeteilt, dass sie den Zugang beschränkt [aufschiebt, verweigert]. Die Beschränkung des Zugangsrechts wurde wie folgt begründet: .... [Wiederholung der Begründung in der Stellungnahme].

3. Auf Gesuch der Gesuchstellerin/des Gesuchstellers hin hat der Eidg. Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragte (EDÖB) ein Schlichtungsverfahren durchgeführt. Dieses führte nicht zu einer Einigung unter den Beteiligten. Der EDÖB hat daraufhin am ... folgende Empfehlung erlassen: ... [Zusammenfassung der Empfehlung].

4. Mit Gesuch vom … hat die Gesuchstellerin/der Gesuchsteller verlangt, es sei eine Verfügung gemäss Artikel 15 Absatz 1 des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 2004 über das Öffentlichkeitsprinzip der Bundesverwaltung (BGÖ, SR 152.3) zu erlassen.

[oder]

Gemäss Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe a des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 2004 über das Öffentlichkeitsprinzip der Bundesverwaltung (BGÖ, SR 152.3) erlässt die zuständige Behörde eine Verfügung, wenn sie in Abweichung von der Empfehlung das Recht auf Zugang zu einem amtlichen Dokument einschränken, aufschieben oder verweigern will.

II. Erwägungen 

1. [Rechtliche Begründung der Beschränkung des Zugangsrechts gemäss einschlägiger Beurteilung des jeweiligen Einzelfalles.]

2. Die von der Gesuchstellerin/vom Gesuchsteller vorgebrachten Argumente sind aus folgenden Gründen nicht stichhaltig: [Beurteilung der Argumente]

Aufgrund dieser Erwägungen und gestützt auf die Artikel … [Bezeichnung der anwendbaren Bestimmungen] wird wie folgt verfügt: 

1.
[Der Zugang zu folgenden Dokumenten wird beschränkt: Bezeichnung der Dokumente].

[Der Zugang zu folgenden Dokumenten wird aufgeschoben bis ...:  Bezeichnung der Dokumente]. 

[Der Zugang zu folgenden Dokumenten wird verweigert: Bezeichnung der Dokumente]. 

[Der Zugang zu folgenden Dokumenten wird gewährt: Bezeichnung der Dokumente].

2.
Es werden keine Gebühren erhoben. 

3.
Die vorliegende Verfügung wird der Gesuchstellerin / dem Gesuchsteller mitgeteilt. Dem Eidg. Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten wird eine Kopie zugestellt.

Gegen vorliegende Verfügung kann bei dem Bundesverwaltungsgericht innert 30 Tagen ab Erhalt Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerdeschrift ist der Beschwerdebehörde in zwei Exemplaren einzureichen. Sie muss die Begehren nennen, deren Begründung darlegen sowie die Beweismittel anführen und mit der Unterschrift der Beschwerdeführerin / des Beschwerdeführers oder seiner Rechtsvertreterin oder seines Rechtsvertreters versehen sein. Eine Kopie der angefochtenen Verfügung ist beizufügen, ebenfalls Kopien der Beweismittel, soweit diese der Beschwerdeführerin / dem Beschwerdeführer vorliegen.

Datum, Unterschrift der Behörde 

